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Ein bitteres Weihnachtsgeschenk aus Berlin: Ländliche 
Antidiskriminierungsberatung in hessischer Modellregion vor dem Aus 
 
Die Bundesregierung streicht Mittel für die Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Das 
betrifft massiv die Fördergelder im Programm respekt*land. Das Programm wollte Lücken in 
der Antidiskriminierungsberatung in ländlichen Räumen schließen.  
Der Verband binationaler Familien und Partnerschaften, iaf e.V. warnt eindringlich vor den 
gravierenden Folgen der jüngsten Entscheidung für die Antidiskriminierungsberatung im 
ländlichen Raum Hessens. Vom Wegfall der Bundesförderung ist insbesondere AD-Kindel 
Hessen betroffen, dessen Träger der Verband ist. Die aufgebaute Beratungsstruktur für 
Antidiskriminierung in den Landkreisen Vogelsberg und Wetterau steht nun vor dem Aus. 
 
„Hier wurden über Jahre hinweg Fachwissen, Vertrauen, regionale Netzwerke und 
öffentliches Geld in den Aufbau einer vorbildlichen Struktur investiert und nun droht all das 
verloren zu gehen. Die Menschen auf dem Land werden im Stich gelassen. Es ist völlig 
unverständlich und hochgradig kurzsichtig, eine so wichtige Struktur aufzugeben. 
Ausgerechnet in einer Zeit zunehmender gesellschaftlicher Polarisierung, wachsender 
Diskriminierungserfahrungen und massiver Angriffe auf demokratische Grundwerte“, sagt 
Anna Sabel, Bundesgeschäftsführerin des Verbands binationaler Familien und 
Partnerschaften, iaf e.V.  
 
AD-Kindel Hessen habe im ländlichen Raum des Vogelsbergkreises und der Wetterau eine 
zentrale Rolle inne: niedrigschwellig, regional präsent und eng vernetzt mit lokalen 
Akteur*innen. Die gezielte Strukturentwicklung in dieser Modellregion sei in dieser Form 
einzigartig und könne ohne zusätzliche Mittel nicht aufgefangen werden. 
 
„Antidiskriminierungsberatung ist ein zentraler Baustein für Rechtsstaatlichkeit, 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und demokratische Teilhabe. Wenn Menschen erleben, 
dass sie Diskriminierung nicht hinnehmen müssen und Unterstützung erhalten, stärkt das ihr 
Vertrauen in den Staat und sogar in den Wirtschaftsstandort Hessen. Wird diese 
Unterstützung entzogen, wird dieses Vertrauen erschüttert“, so Sabel. 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
Der Verband kritisiert, dass mit dem Ende der Förderung wirksame Strukturen aufgegeben 
werden, obwohl ihr Bedarf seit Jahren bekannt ist. Dies betrifft insbesondere ländliche 
Regionen, in denen ortsnahe Beratungsangebote ohnehin rar sind und 
demokratiegefährdende Entwicklungen zunehmen. 
Der Verband binationaler Familien und Partnerschaften, iaf e.V., fordert die Bundespolitik 
daher auf, kurzfristig eine Übergangsfinanzierung sicherzustellen, um den vollständigen 
Wegfall der Antidiskriminierungsberatung in dieser hessischen Modellregion zu verhindern. 
Zugleich unterstützt der Verband die Bemühungen der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes, tragfähige Lösungen für den Erhalt regionaler Beratungsangebote zu finden. 
 
„Dieses ‚Weihnachtsgeschenk aus Berlin‘ ist ein fatales Signal an Betroffene, Fachkräfte und 
die Zivilgesellschaft“, so Sabel abschließend. „Jetzt braucht es politische Verantwortung und 
eine klare Korrektur dieser Entscheidung.“ 
 
 
 
Kontakt für Rückfragen und weitere Informationen:  
Carmen Colinas, Referentin Öffentlichkeit & Kommunikation 
Mail: colinas@verband-binationaler.de 
 


